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B Beste Voraussetzungen fiir Steuerentlastungen

Bei den vielen nationalen und internationalen Herausforderungen der
kommenden Jahre, die derzeit naheliegender Weise den politischen
Wettstreit der Parteien vor der Bundestagswahl am 24. September
2017 bestimmen, kommen die gute Nachrichten schnell einmal zu kurz.
Deshalb lohnt es sich, wenige Tage vor der Wahl noch einmal die aktu-
elle Lage der ffentlichen Haushalte mit der von vor vier Jahren zu
vergleichen: Im Herbst 2013 war der Staatshaushalt noch tief gepragt
von der Wirtschaftskrise der Jahre 2008 und 2009. Das gesamtstaatli-
che Defizit betrug Ende 2012 noch 2,7 Mrd. Euro, 2013 schlossen die
Haushalte von Bund, Lindern, Gemeinden und Sozialversicherung dann
mit einem Defizit von 3,8 Mrd. Euro ab, Ende 2016 betrug der gesamt-
staatliche Uberschuss hingegen 23,7 Mrd. Euro. Auch fiir das erste
Halbjahr 2017 hat das Statistische Bundesamt kiirzlich einen Uber-
schuss in Héhe von 18,7 Mrd. Euro gemeldet. Ende des Jahres kdnnte
der Uberschuss - wie erwartet - etwa 29 Mrd. Euro betragen.

Der gesamtstaatliche Schuldenstand betrug Ende 2012 noch 2.193
Mrd. Euro, was einem Anteil am BIP von 79,9 Prozent entsprach. Ende
2016 betrugen die gesamten Schulden des Staates noch 2.006 Mrd.
Euro, der Anteil am BIP lag bei 68,3 Prozent. Im Jahr 2020 diirfte der
Anteil der Schulden am BIP wieder unter der vom Europdischen Wirt-
schafts- und Wahrungspakt vorgegebenen Grenze liegen.

Der ,Turnaround” bei den Staatsfinanzen hat im Wesentlichen drei
Griinde: Erstens steigen die Steuereinnahmen dank des robusten Wirt-
schaftswachstums und des Anstiegs bei der Beschaftigung seit Jahren
mit einer Rate, die liber dem Anstieg des (nominalen) BIP liegt, zwei-
tens wurde die Dynamik beim Anstieg der Ausgaben - zumindest auf
einigen staatlichen Ebenen - spiirbar vermindert und drittens hat die
lange anhaltende Phase niedriger Zinsen die Finanzierungskosten des
Staates deutlich reduziert.

Von den niedrigen Zinsen hat der Bund am stérksten profitiert, weil
dessen Schuldenstand rein nominal gesehen am groBten ist (aktuell
etwa 1.257 Mrd. Euro). Vor vier Jahren war die Schuldenfinanzierung
mit 32,5 Mrd. Euro noch der zweitgroBte Posten im Bundeshaushalt. In
diesem Jahr muss der Bund (lediglich) noch 17,5 Mrd. Euro fiir den
Schuldendienst aufwenden. Auch von den steigenden Steuereinnahmen
profitiert der Bund am stérksten. Insbesondere die Einnahmezuwachse
beim Solidaritdtszuschlag gehen allein in die Kasse des Bundes. Aller-
dings hat die Bundesregierung auch gerade in den ersten Jahren der
aktuellen Legislaturperiode die Ausgaben des Bundeshaushaltes nicht
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erhoht. Die Finanzierung groBer Herausforderungen in dieser Legisla-
turperiode - wie etwa die Aufnahme und Integration von Fliichtlingen
oder aktuell die gerichtlich verfligte Riickzahlung der Kernbrenn-
stoffsteuer - konnte zum Teil aus bereits gebildeten Riicklagen finan-
ziert werden.

Wie ist die Aussicht der 6ffentlichen Haushalte fiir die kommende
Legislaturperiode? Die weitere Entwicklung der staatlichen Haushalte
wird auch in Zukunft von den oben genannten Faktoren abhdngen. In
den nichsten Jahren wird der Staat noch vom ,demographischen Zwi-
schenhoch” profitieren, weil die geburtenstarken Jahrgénge noch zu
den erwerbstatigen Steuer- und Beitragszahlern gehoren. Die Steuer-
einnahmen des Staates werden laut Steuerschatzer bis ins Jahr 2021
weiter steigen - allein der Bund wird bis 2021 insgesamt etwa 150
Mrd. Euro mehr Steuern einnehmen. Auch die Zinsen diirften noch fiir
einige Zeit niedrig bleiben. Und bei den Ausgaben liegt es an der
nachsten Bundesregierung, MaB zu halten.

Es spricht vieles dafiir, den groBten Teil der aktuellen und der erwarte-
ten strukturellen Uberschiisse in den staatlichen Haushalten durch
Steuerentlastungen an Biirger und Unternehmen zuriickzugeben bzw.
die Mittel gleich bei den Steuerpflichtigen zu belassen, damit diese
mehr konsumieren und vor allem mehr investieren konnen. Die Investi-
tionen der Privaten machen 86 Prozent der gesamten Investitionen aus.
Mehr Investitionen der Unternehmen bedeuten vor allem auch mehr
Innovationen und letztlich mehr Beschaftigung. Freilich muss auch der
Staat mehr investieren - in Bildung, in Verkehrsinfrastruktur und digi-
tale Infrastruktur. Aber die Zukunftserwartungen der Betriebe und die
damit verbundenen privaten Investitionen sorgen letztlich in erster
Linie flir eine positive wirtschaftliche Entwicklung. Deshalb wird die
Hohe der Steuerentlastungen ein erster Lackmustest der Bundesregie-
rung der 19. Legislaturperiode sein. Wie gut, dass die Voraussetzungen
dafiir - anders als vor vier Jahren - diesmal so gut sind. (Kam)
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B Anderungen bei der Erbschaftsteuer durch das
Steuerumgehungsbekampfungsgesetz (StUmgBG)

Infolge des Gesetzes zur Bekampfung der Steuerumgehung und zur
Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften (Steuerumgehungsbe-
kampfungsgesetz - StUmgBG) vom 23. Juni 2017 treten Anderungen
im Erbschaftsteuergesetz in Kraft. In einer Verfligung informiert die
OFD Frankfurt/M. dariiber.

Folgende Anderungen sind auf alle Erwerbe ab 25. Juni 2017 anzuwen-
den:

Die Optionsmdglichkeit zur unbeschrankten Steuerpflicht fiir be-
schrankt Steuerpflichtige nach § 2 Abs. 3 ErbStG wird aufgehoben.
Dafiir sind auch in den Fillen der beschrankten Steuerpflicht die Frei-
betrage des § 16 Abs. 1 ErbStG anzuwenden. Dies gilt allerdings nur
anteilig, soweit sie innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren auf das
Inlandsvermdgen fiir Erwerbe von derselben Person entfallen.

In § 3 Abs. 2 Nr. 4 ErbStG wurde ergdnzt, dass vom Erblasser zugewen-
det gilt, was dafiir gewadhrt wird, dass eine Rechtsstellung, insbesonde-
re eine Erbenstellung, oder ein Recht oder ein Anspruch, die zu einem
Erwerb nach Abs. 1 fiihren wiirden, nicht mehr oder nur noch teilweise
geltend gemacht werden.

Mit Urteil vom 4. Mai 2011, Il R 34/09 (BStBI 2011 Il, 725), hatte der
BFH entschieden, dass Abfindungszahlungen an einen Erbpratendenten
keinen Tatbestand des § 3 ErbStG erfiillen, mit Urteil vom 15. Juni
2016, Il R 24/15 (BStBI 2017 1I, 128), hat er jedoch die Abzugsfahigkeit
als Nachlassverbindlichkeit bestatigt. Diese Besteuerungsliicke wird mit
der Erganzung von & 3 ErbStG geschlossen.

Durch Anderung des § 17 ErbStG ist der besondere Versorgungsfreibe-
trag ab sofort auch in Fillen der beschrankten Steuerpflicht zu beriick-
sichtigen; die Anrechnung der auslandischen Versorgungsbeziige auf
den besonderen Versorgungsfreibetrag erfolgt dabei nach denselben
Kriterien wie bei inlandischen Versorgungsbeziigen. Zusatzlich missen
die Voraussetzungen des neu eingefligten § 17 Abs. 3 ErbStG erfiillt
sein. Danach wird der besondere Versorgungsfreibetrag in den Fallen
der beschrankten Steuerpflicht nur gewahrt, wenn durch die Staaten,
in denen der Erblasser ansassig war oder der Erwerber ansassig ist,
Amtshilfe geleistet wird.

Die Verkniipfung der Steuerbefreiung mit dem Erfordernis der Amtshilfe
soll sicherstellen, dass die deutschen Finanzbehdrden im Bedarfsfall
Auskiinfte von ausldndischen Behorden hinsichtlich der dort vom Er-
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werber bezogenen, nicht der Erbschaftsteuer unterliegenden Versor-
gungsbeziige erhalten kdnnen. Allerdings bleibt in erster Linie der Er-
werber verpflichtet, die fiir die Priifung der Steuerbefreiung notwendi-
gen Angaben zu machen und zu belegen (§ 90 Abs. 2 AQ).

Fazit: Die Anderungen stehen nicht im Zusammenhang mit der Erb-
schaftsteuerreform. Die hier noch ausstehende Umsetzung der Proto-
kollerkldrung zum Erbschaftsteuerreformgesetz wird ggfs. erst in der
ndchsten Legislaturperiode erfolgen. (KG)

B Voraussichtliche Sachbezugswerte 2018 stehen
fest

Jiihrliche Anderung der SVEV Die Sachbezugswerte werden jahrlich durch eine Anderung der Sozial-
versicherungsentgeltverordnung (SvEV) angepasst. Die Anderung der
SVEV wird vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) mit
Zustimmung des Bundesrates erlassen.

Die neuen Sachbezugswerte 2018 kénnen, sofern es keine Anderungen
gibt, bereits ab dem ersten Abrechnungsmonat des Jahres 2018 ange-
wendet werden, da die gednderte SvEV am 1. Januar 2018 in Kraft
treten wird. Sachbeziige sind 2018 in Hohe der neu festgesetzten Wer-
te einheitlich sowohl steuerpflichtig als auch beitragspflichtig in der
Sozialversicherung.

Die maBgeblichen Werte fiir Sachbeziige werden sich ab 1. Januar
2018 fiir die freie Verpflegung und die freie Unterkunft erhdhen. Im
Jahr 2018 wird der Monatswert fiir Verpflegung voraussichtlich 246
Euro betragen. Der Wert fiir verbilligte oder unentgeltliche Mahlzeiten
wird fiir ein Friihstiick 1,73 Euro und fiir ein Mittag- oder Abendessen
3,23 Euro betragen.

Neue Werte ab Januar 2018

Der Monatswert fiir Unterkunft und Miete wird voraussichtlich auf 226
Euro festgelegt. Der Wert der Unterkunft kann auch mit dem ortsiibli-
chen Mietpreis bewertet werden, wenn der Tabellenwert nach Lage des
Einzelfalls unbillig ware (§ 2 Abs. 3 der SvEV). Kalendertaglich betragt
der voraussichtliche Wert ab dem 1. Januar 2018 7,53 Euro.

Verbraucherindex gestiegen Fiir die Sachbeziige im Jahr 2018 ist der Verbraucherpreisindex im
Zeitraum von Juni 2016 bis Juni 2017 maBgeblich. Der Verbraucher-
preisindex fiir Verpflegung ist um 2 Prozent gestiegen. Der Verbrau-
cherpreisindex fiir Unterkunft oder Mieten stieg um 1,3 Prozent.

Fazit: Die Anderung der Sachbezugswerte erfolgt jedes Jahr, wegen des
Anstieges der Verbrauchspreise. Die rechtzeitige Bekanntgabe ermdg-
licht es allerdings den Arbeitgebern, diese Anderung rechtzeitig in ihre
Abrechnungsprozesse einzuarbeiten. (KG)
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B Umsatzsteuer: BMF veroffentlicht Rechtspre-
chung zur Besteuerung der 6ffentlichen Hand

Mit Schreiben vom 27. Juli 2017 informiert das BMF liber die Verof-
fentlichung der Rechtsprechung des BFH zu § 2 Abs. 3 UStG. Gleichzei-
tig weist es darf hin, dass die Verwaltungsauffassung (vgl. insbesondere
Abschnitt 2.11 UStAE) der Besteuerung zugrunde gelegt wird. Dies gilt
sowohl fiir Umsédtze vor dem 1. Januar 2017 als auch bei Option fiir das
alte Recht nach § 27 Abs. 22 UStG. Die Anwendung der BFH-
Rechtsprechung wird nicht beanstandet.

Hintergrund Der BFH hat seit 2009 in einer Reihe von Entscheidungen zur Unter-
nehmereigenschaft juristischer Personen des 6ffentlichen Rechts (jPGR)
die Vorschrift des § 2 Abs. 3 Satz 1 UStG richtlinienkonform ausgelegt.
Er verwirft darin die Ankniipfung an das Korperschaftsteuerrecht und
die Einschrankung der Umsatzsteuerbarkeit von Leistungen durch jPGR
auf Betriebe gewerblicher Art. Auch die Einstufung als Vermdgensver-
waltung ist danach umsatzsteuerlich irrelevant.

Die Urteile waren bislang nicht verdffentlicht worden, da zundchst eine
gesetzliche Neuregelung der Besteuerung der 6ffentlichen Hand erfol-
gen sollte. Mit der Einflihrung des § 2b UStG zum 1. Januar 2017 hat
der Gesetzgeber aus seiner Sicht die Rechtsprechung des BFH umge-
setzt.

Gleichwohl enthilt das BMF-Schreiben vom 27. Juli 2017 eine sog.
Nichtbeanstandungsregelung: Danach gilt die ,alte Verwaltungsauffas-
sung” (vgl. insbesondere Abschnitt 2.11 UStAE) weiterhin fiir die Be-
steuerung von jPOR. Fiir Umsédtze ab dem 1. Januar 2017 bis ldngstens
31. Dezember 2020 gilt dies jedoch nur, wenn eine giiltige Optionser-
kldrung nach § 27 Abs. 22 UStG vorliegt.

Anwendungsregelung

Es wird nicht beanstandet, wenn sich die jP6R auf die abweichende
Rechtsprechung des BFH beruft. Voraussetzung dafiir ist, dass dies
einheitlich fiir das gesamte Unternehmen erfolgt. Die jP6R kann sich
nicht nur fiir einzelne Tatigkeitsbereiche auf die fiir sie glinstige BFH-
Rechtsprechung berufen. Diese Nichtbeanstandungsregelung gilt so-
wohl fiir die Vergangenheit als auch fiir Umsétze ab dem 1. Januar
2017 bis langstens 31. Dezember 2020, sofern das alte Recht weiter
angewendet wird (vgl. dazu Rz. 60 des BMF-Schreibens vom 16. De-
zember 2016).

Nichtbeanstandungsregelung

Fazit: Es wird nochmal ausdriicklich klargestellt, dass sich auch jPOR, die
die Anwendung des alten Rechts gewdhlt haben, die Grundsdtze der
BFH-Rechtsprechung anwenden kénnen. Dies mag auf den ersten Blick
die Frage aufwerfen, weshalb dann iiberhaupt "altes Recht” gewdhlt
wurde. Wie héufig steckt auch hier der Teufel im Detail, denn das neue
Recht nach § 2b UStG entspricht nun mal nicht bis ins Letzte der alten
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Regelung in der Auslequng des BFH. (Ng)

B Umsatzsteuer: BMF zur Umsatzsteuerbefreiung
ehrenamtlicher Tatigkeit fiir juristische Personen
des offentlichen Rechts

Mit Schreiben vom 8. Juni 2017 duBert sich das BMF zu den Vorausset-
zungen der Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 26 UStG fiir ehrenamt-
liche Tatigkeiten. Es reagiert damit auf die Rechtsprechung des BFH
und dndert Abschnitt 4.26.1 Abs. 1 Umsatzsteuer-Anwendungserlass
(UStAE). Die Anderungen gelten in allen offenen Fillen; sofern eine
offentlich-rechtliche Satzung Grundlage der Befreiung ist, gilt eine
Ubergangsfrist bis zum 31. Dezember 2018.

Der BFH entschied Ende 2015 (Urteil vom 17. Dezember 2015, V R
45/14), dass eine offentlich-rechtliche Satzung (im Urteilsfall: Satzung
des Sparkassenverbandes) nicht als Grundlage fiir das Vorliegen einer
ehrenamtlichen Tatigkeit i. S. d. § 4 Nr. 26 UStG ausreicht. Vorausset-
zung sei vielmehr, dass die Tatigkeit

— in einem anderen Gesetz als dem UStG ausdriicklich als ehren-
amtlich genannt wird,

— sich die Ehrenamtlichkeit aus dem allgemeinen Sprachgebrauch
ergibt oder

—  sie vom materiellen Begriff der Ehrenamtlichkeit erfasst wird.

Der Begriff der enrenamtlichen Tétigkeit i. S. d. § 4 Nr. 26 UStG ist
dabei eng auszulegen.

Beruht die Ehrenamtlichkeit einer Tatigkeit flir den Hoheitsbereich
juristischer Person des 6ffentlichen Rechts auf einem anderen Gesetz
oder dem allgemeinen Sprachgebrauch, kann grundsatzlich vom Vorlie-
gen der Befreiungsvorschriften ausgegangen werden. Etwas anderes
gilt insbesondere, wenn aufgrund des Umfangs der Tatigkeit eine be-
rufliche Auslibung nicht ausgeschlossen werden kann.

Bei Tatigkeiten fiir den nicht-hoheitlichen Bereich muss in diesen Fal-
len der materielle Ehrenamtsbegriff erfiillt sein (Fehlen eines eigenniit-
zigen Erwerbsstrebens, fehlende Hauptberuflichkeit und Einsatz fir
eine fremdniitzig bestimmte Einrichtung).

Beruht die Ehrenamtlichkeit der Tatigkeit weder auf einem anderen
Gesetz noch dem allgemeinen Sprachgebrauch, sind die Voraussetzun-
gen des materiellen Ehrenamtsbegriffs zu priifen. Im 6ffentlich-
rechtlichen Bereich versteht die Finanzverwaltung darunter die unent-
geltliche Mitwirkung natirlicher Personen bei der Erfiillung 6ffentli-
cher Aufgaben, die aufgrund behdrdlicher Bestellung auBerhalb eines
haupt- oder nebenamtlichen Dienstverhaltnisses stattfinden und fiir
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die lediglich eine Entschadigung besonderer Art gezahlt wird (Abschnitt
4.26.1 Abs. 1 Satz 7 UStAE).

Die Grundsatze des BMF-Schreibens sind in allen offenen Fallen an-
wendbar, sofern kein Vertrauenstatbestand gesetzt wurde.

Zudem wird es flir bis zum 31. Dezember 2018 flir juristische Personen
des offentlichen Rechts ausgefiihrte Umsatze nicht beanstandet, wenn
zur Begriindung der Steuerbefreiung eine 6ffentlich-rechtliche Satzung
herangezogen wird, es sei denn, dies widerspricht insbesondere wegen

des Umfangs der engen Auslegung des Ehrenamtsbegriffs.

Fazit: Juristische Personen des 6ffentlichen Rechts sollten genau priifen
auf welcher Grundlage die Einstufung als ehrenamtliche Tétigkeit be-
ruht. (Ng)

B Umsatzsteuer: Zeitliche Grenze beim Verzicht auf
Steuerbefreiungen nach § 9 UStG

Mit Schreiben vom 2. August 2017 schlieBt sich das BMF der Recht-
sprechung des BFH zur Frage der zeitlichen Grenze fiir die Erkldrung
des Verzichts auf die Steuerbefreiung nach § 9 UStG sowie dessen
Riicknahme an. Die Abschnitte 9.1 Abs. 3 und 9.2 Abs. 9 Umsatzsteuer-
Anwendungserlasses (UStAE) werden entsprechend angepasst. Das
Schreiben ersetzt das BMF-Schreiben vom 1. Oktober 2010. Seine
Grundsatze sind in allen offenen Féllen anzuwenden. Es enthalt jedoch
eine Nichtbeanstandungsregelung.

Der BFH entschied mit Urteilen vom 19. Dezember 2013, Az. VR 6/12
und V R 7/12, dass der Verzicht auf Steuerbefreiungen nach § 9 UStG
nur zuriickgenommen werden kann, solange die Steuerfestsetzung fiir
das Jahr der Leistungserbringung anfechtbar oder aufgrund eines Vor-
behalts der Nachpriifung nach § 164 AO noch dnderbar ist. Der Ver-
zicht und sein Riickgdngigmachen sind hinsichtlich der zeitlichen
Grenzen des Auslibens gleich zu behandeln.

Besonderheiten gelten bei der Lieferung eines Grundstiicks (auBerhalb
eines Zwangsversteigerungsverfahrens). Dazu entschied der BFH mit
Urteil vom 21. Oktober 2015, Az. XI R 40/13, dass der Verzicht auf die
Steuerbefreiung nach § 9 Abs. 3 Satz 2 nur im zugrundeliegenden no-
tariell zu beurkundenden Vertrag erklart werden kann. Ein spaterer
Verzicht ist unwirksam, auch wenn er notariell beurkundet wird. Auch
die Riicknahme des Verzichts bleibt auf den Zeitpunkt des urspriingli-
chen notariell beurkundeten Grundstiickskaufvertrags beschrankt.

Fazit: Der BFH hat die zeitliche Grenze fiir die Erkldrung des Verzichts
auf die Steuerbefreiung bzw. deren Riicknahme eng gefasst. Dass sich
die Finanzverwaltung dem nun anschlieBt ist, aus Sicht der Unterneh-
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men misslich, aus Sicht des Fiskus aber wohl folgerichtig. (Ng)

Bl BFH-Beschluss zur offenen Ladenkasse

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in seinem Beschluss vom 12. Juli 2017,
Az. X B 16/17, ausfiihrlich zu den Aufzeichnungen bei Verwendung
einer offenen Ladenkasse und zur Hinzuschdtzung mittels des Quan-
tilsverfahrens Stellung genommen.

Im vorliegenden Fall hatte der Betriebspriifer die Kassenfiihrung eines
Kleingastronomen als nicht ordnungsgemaB verworfen und Hinzu-
schdtzungen vorgenommen. Der Gastronom hatte im Rahmen der § 4
Abs. 3 EStG-Gewinnermittlung eine offene Ladenkasse gefiihrt. Die
Einnahmen aus dem laufenden Gaststéttenbetrieb notierte er - ge-
trennt je Kassiervorgang - auf einem Tageseinnahmenzettel. Er ermit-
telte am Tagesende die Summe der jeweiligen Einnahmen und schloss
mit seinem Namenszeichen ab. Die Tageseinnahmen-Zettel enthielten
das jeweilige Datum, ansonsten aber kein Ordnungskriterium.

Der Betriebspriifer beanstandete, dass die Kassenfiihrung nicht ord-
nungsgemal sei und fiihrte gem. § 162 Abs. 2 S. 2 AO entsprechende
Hinzuschdtzungen auf Basis der Quantilsschatzung durch.

Der 10. Senat des BFH fiihrte in seinem Beschluss (AdV-Verfahren) aus,
dass das als ,Schuhkarton-Buchfiihrung” bezeichnete Erstellen und
Sammeln von Einnahmen- und Ausgabenbelegen, verbunden mit einer
regelmdBigen Summenziehung, ausreichend ist. Insbesondere ergebe
sich aus § 22 UStG und § 63 UStDV keine Pflicht zur Fiihrung eines
Kassenbuches. Fiir die ordnungsmaBige Aufzeichnung der Bareinnah-
men gem. § 146 Abs. 1 AO sei daher eine geordnete Belegabgabe mit
Einzelaufzeichnung der Erl6se ausreichend.

Der BFH weist in diesem Zusammenhang ausdriicklich darauf hin, dass
in den betreffenden Streitjahren 2008 - 2010 noch keine allgemeine
Einzelaufzeichnungspflicht bestanden habe.

Hinweis: Diese wurde erst durch das sog. ,Kassengesetz" (Gesetz zum
Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen” vom

22. Dezember 2016) ab dem 1. Januar 2017 in § 146 Abs. 1 AO veran-
kert.

Der BFH habe seinerzeit im Grundsatzurteil vom 12. Mai 1966 (BStBI Il
1966, S. 371 ff) eine solche nur fiir Buchfiihrungspflichtige aus han-
delsrechtlichen (sic!) Grundsétzen abgeleitet. Auch dabei hatte er diese
jedoch unter das Primat der Zumutbarkeit gestellt und - ohne explizite
Beschrankung auf Warenlieferanten - eine Einzelaufzeichnungspflicht
verneint, wenn eine Vielzahl an Barumsatzen an unbekannte Kunden
erbracht wird.
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Gebundene Form nicht erforderlich Der 10. Senat fiihrt weiterhin aus, dass eine § 4 Abs. 3 EStG-Gewinn-
ermittlung keine Aufzeichnungen in ,Buchform”, d. h. in gebundener
oder geschlossener Form, verlangt. Die lose Aufbewahrung der einzel-
nen Tageseinnahmenzettel sei ausreichend und kdnne per se nicht den
Verdacht von Unvollstandigkeit oder nachtraglicher Einfligungen be-
griinden.

Hinweis: Unternehmen sind nicht verpflichtet, Registrierkassen oder PC-
gestiitzte Kassensysteme zu verwenden. Bei der Verwendung einer offe-
nen Ladenkasse ist jedoch erhéhte Sorgfalt geboten, insbesondere bei
der durchgdngigen Erfassung und Dokumentation der Einnahmen und
Ausgaben. (Vo)

Aktuelle Haushaltspolitik

B Die "Hessenkasse" - ein Modell fiir den Neuan-
fang verschuldeter Kommunen?

"Hessenkasse” Im Rahmen des als ,Hessenkasse" bezeichneten Programms des Landes
Hessen soll die landeseigene Wirtschafts- und Investitionsbank
(WIBank) die Kassenkredite der hessischen Kommunen auf einen Schlag
zum 1. Juli 2018 ablésen kdnnen. Fiir finanz- oder strukturschwache
Kommunen, die keine Kassenkredite aufweisen, soll zugleich ein Inves-
titionsprogramm i. H. v. 500 Mio. Euro aufgelegt werden. Diese Plane
fiir einen Neustart bei den Kommunalfinanzen stellte die hessische
Landesregierung Anfang Juli vor.

Kassenkredite - ein aus dem Ruder Kassenkredite sollten urspriinglich dazu dienen, Kommunen kurzfristig

gelaufenes Finanzierungsinstrument Liquiditdt zu sichern, um laufende Ausgaben zu decken. Doch was als
Ausnahme gedacht war, wurde (iber die Jahre bei vielen Kommunen zur
Regelfinanzierung von Defiziten. Mittlerweile haben auch die Kommu-
nen in Hessen einen Bestand an Kassenkrediten i. H. v. rd. 6 Mrd. Euro
angehiuft. Die Die TOP-5 der mit Kassenkrediten verschuldeten Ge-
meinden sind, bezogen auf die Einwohnerzahl, Bad Karlshafen (4.151
Euro/EW), Bad Sooden-Allendorf (3.108 Euro/EW), Offenbach am Main
(3.099 Euro/EW), Riisselsheim am Main (2.985 Euro/EW) und Hanau
(2.645 Euro/EW). Nach den Zahlen des BMF betrdgt der durchschnittli-
che Bestand an Kassenkrediten in Hessen 986 Euro/EW. Nur die Ge-
meinden im Saarland, in Nordrhein-Westfalen und in Niedersachsen
haben im Durchschnitt einen noch hdheren Kassenkreditbestand.

Altschulden als Flaschenhals von Besonders interessant fiir andere Lander ist die Analyse Hessens, dass

Konsolidierung allein Hilfen des Landes wie etwa der Kommunale Schutzschirm, die
eigenen Anstrengungen der Kommunen und die guten Rahmenbedin-
gungen wie der stetige Anstieg der kommunalen Steuereinnahmen, fiir
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WIBank organisiert Entschuldung

Stabilitdtsrat - Ldnder miissen stdrker in
die Verantwortung

Kommunales Haushaltsrecht
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eine nachhaltige Konsolidierung, die auch unter den Vorzeichen kiinftig
wieder steigender Zinsen Bestand haben, nicht ausreichen. Zwar ist die
liberwiegende Zahl der Haushalte nun ausgeglichen, aber bei steigen-
den Zinsen wiirden die Lasten der Kassenkredite enorm zunehmen.
Dieses Zinsanderungsrisiko fiir die Kommunen soll jetzt die WIBank
tibernehmen.

Die Teilnahme daran steht den Kommunen frei. Die WIBank bekommt
die Aufgabe, die Entschuldung zu organisieren, und den Kommunen
individuell ein Paket mit berechenbaren Konditionen, das jede Kommu-
ne tragen kann, zu bieten. Es wird auBerdem Landesgeld bereitgestellt,
um bei der Tilgung kommunaler Schulden zu helfen. Nach Informatio-
nen der hessischen Landesregierung miissen Kommunen, die Kunde der
Hessenkasse werden mdchten, zur Begleichung ihrer Schulden im
Durchschnitt nur rund ein Drittel des Betrages aufbringen, den sie
selbst an Tilgung und Zinsen dafiir gezahlt hatten. Rund zwei Drittel
organisiert das Land aus eigenen Mitteln und Bundesmitteln. Der Ei-
genbetrag soll bei 25 Euro pro Einwohner pro Jahr liegen. Besonders
hoch verschuldete Kommunen bekommen eine Extra-Hilfe. Bei Kom-
munen, die nach 30 Jahren durch die eigenen Zahlungen und die der
Hessenkasse noch nicht am Ziel sind, soll die Hessenkasse komplett die
noch ausstehende Tilgung Gbernehmen. Dies kdnnte auf rund 30 der
hochstverschuldeten Kommunen in Hessen zutreffen.

In der 7. Stellungnahme des unabhéngigen Beirats zur Einhaltung der
Obergrenze fiir das strukturelle gesamtstaatliche Defizit aus Juni 2017
schldgt der Beirat vor, dass Kommunen kiinftig zumindest iiberjahrige
Kassenkredite nur noch beim jeweiligen Land aufnehmen diirfen und
diese dort auf den Spielraum der Schuldenbremse angerechnet werden
sollten. In diesen Kontext reiht sich die Hessenkasse ein.

Im Gegenzug zur Entschuldung durch das Land soll kiinftig durch un-
terschiedliche Instrumente sichergestellt werden, dass hessische Kom-
munen nicht erneut in eine solche prekdre Lage kommen. Nach den
Planen der Landesregierung soll es Kassenkredite in der zuletzt prakti-
zierten Art nicht mehr geben. Sie sollen auf ihre urspriingliche Funktion
als kurzfristiger Liquiditatskredit zurlickgefiinrt werden. Die Genehmi-
gung wird strikter, es wird eine grundsatzliche Verpflichtung zur um-
gehenden Riickzahlung der Kredite geben und Kommunen miissen
erzielte Uberschiisse auch dafiir vorhalten. Dazu bereitet das Land die
entsprechenden gesetzlichen und aufsichtlichen MaBnahmen vor.

Fazit: Erneut geht Hessen mit dieser MaBnahme bei der Bewdltigung der
kommunalen Finanzprobleme voran. Bereits die Kombination des Kom-
munalen Schutzschirms zusammen mit einer Teilentschuldung zeigte
gute Ergebnisse. Eine breite Umsetzung der Hessenkasse kann durchaus
in der Lage sein, kommunale Finanzierungsprobleme zu ldsen. So erhal-
ten dann auch finanzschwache Kommunen die Méglichkeiten, deutlich
mehr als bisher in ihre Infrastruktur zu investieren, um die jeweilige
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Juli 2017 - Plus von 9,2 Prozent

Zweites Halbjahr 2017 - Prognose bleibt
qut

Stabile Aufwdrtsentwicklung bei den
gemeinschaftlichen Steuern
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Gemeinde als Wirtschaftsstandort attraktiv zu halten. Interessant wird
es sein, ob andere Ldnder Hessen auf diesem Weg folgen. (An)

B Entwicklung der Steuereinnahmen im ersten
Halbjahr 2017

Im Juli 2017 sind die Steuereinnahmen mit 9,2 Prozent im Vergleich
zum Juli 2016 kraftig gestiegen. Verantwortlich fiir das Ergebnis ist vor
allem das Wachstum der gemeinschaftlichen Steuern (+9,9 Prozent
zum Vorjahresmonat), wobei sich der Zuwachs auf die Steuern vom
Umsatz, die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag und die Lohnsteuer
verteilt.

Kumuliert ist das Aufkommen bis Ende Juli im Vergleich zum Vorjahr
um 3,8 Prozent gestiegen. Die Steuerschitzer gehen bei ihrer Mai-
Schadtzung von einem Anstieg von 3,9 Prozent fiir das gesamte Jahr
2017 aus. Dieser Wert ist nach dem schwachen Juni nun wieder fast
erreicht und die aufkommensstarken Monate kommen noch. AuBerdem
liegen die gemeinschaftlichen Steuern kraftig im Plus mit 6,4 Prozent
kumuliert zum Vorjahreszeitraum. Dass gleiche gilt im Ubrigen auch fiir
den Solidarititszuschlag (+7,7 Prozent von Januar - Juli 2017), der
allein dem Bund zusteht.

Nicht nur die Lohnsteuer (+4,7 Prozent zum Vorjahresmonat), sondern
ebenso die nicht veranlagten Steuern vom Ertrag (+47,0 Prozent) sowie
die Abgeltungsteuer (+11,7 Prozent) haben sich im Juli deutlich positiv
entwickelt. Kumuliert entwickeln sich die Einnahmen aus allen Steuer-
arten deutlich positiv, die liberwiegend den Unternehmen zuzuordnen
sind. Die veranlagte Einkommensteuer ist bis Juli 2017 um 15,9 Prozent
gestiegen, ebenso wie die Abgeltungsteuer (+23,7 Prozent). Einen
deutlichen Aufkommenszuwachs in Hohe von 5,0 Prozent im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum verzeichnen auch die Steuern vom Umsatz. Der
Anstieg im Juli um 9,5 Prozent fiel auBergewdhnlich hoch aus.

Bei den reinen Bundessteuern macht sich kumuliert immer noch die
Riickerstattung der Kernbrennstoffsteuer im Juni bemerkbar. Das Auf-
kommen ging insgesamt im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 8,1
Prozent zuriick. Im Juli ist das Aufkommen allerdings im Vergleich zum
Vorjahresmonat um 7,6 Prozent gestiegen. Dazu trugen vor allem Zu-
wachse bei der Energiesteuer, dem Solidaritatszuschlag und der Versi-
cherungssteuer bei.
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Starker Zuwachs bei Einnahmen des
Bundes durch geringen Abruf von EU-
Eigenmitteln

Auch Lénder profitieren ...

... und Gemeinden ebenso

11.09.2017
Steuereinnahmen von Bund und Landern
Januar-Juli 2017; Veranderungen gegentber Vorjahr in %
Gemeinschaftliche Lohnsteuer ? - 52
Steuern 1 veranlagte Einkommensteuer 15,9
nicht veranlagte Steuern vom Ertrag R |
Abgeltungsteuer I 237
Karperschaftsteuer ;32
Steuern vom Umsatz Il 50
insgesamt I 64
Bundessteuern Energiesteuer 38
Tabaksteuer 131
Solidaritatszuschlag I 7.7
insgesamt -8,1 I
Lindersteuern " Grunderwerbsteuer . 5.0
Erbschaftsteuer -18,5 I
insgesamt 240
Bund” insgesamt - 45
Lander” insgesamt . 55
EU-Eigenmittel insgesamt a0
Gemeindea:t?il an der Einkommen- und insgesamt — 107
(ohne indh ) 38

" Auswahl, 2 nach Abzug der Kindergelderstattung, * nach Erganzungszuweisungen; Quelle: BMF, Monatsbericht August 2017

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrechnung von Bundesergén-
zungszuweisungen stiegen von Januar bis Juli um 4,5 Prozent gegen-
liber dem Vorjahreszeitraum. Der Anstieg ist vor allem den gemein-
schaftlichen Steuern und dem kraftigen Anstieg der reinen Bundes-
steuern im Juli zuzurechnen.

Die Ldndereinnahmen profitieren ebenso vom deutlichen Plus bei den
gemeinschaftlichen Steuern sowie vom ungebremsten Anstieg der
Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer (+6,0 Prozent im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum). Sie legten in den ersten sieben Monaten des Jahres
2017 insgesamt um 5,5 Prozent (nach Bundesergénzungszuweisungen)
Zu.

Der Gemeindeanteil an den gemeinschaftlichen Steuern erhohte sich
von Januar bis Juli 2017 um 10,7 Prozent im Vergleich zum Vorjahres-
zeitraum.

Fazit: Die deutsche Konjunktur lduft - und damit steigen auch die Ein-
nahmen des Staates. In seiner Haushaltsplanung geht der Bund davon
aus, dass trotz der Riickzahlung der Kernbrennstoffsteuer in Héhe von
mehreren Milliarden und dem reduzierten Bundesbankgewinnzufluss in
den Bundeshaushalt letzterer am Jahresende mit einem positiven Er-
gebnis schlieBt. Die Unternehmen diirfen gespannt sein, wie die neue
Bundesregierung diese Spielrdume nutzen wird. Raum fiir Steuerentlas-
tungen zugunsten der Stérkung der betrieblichen Investitionen ist auf
jeden Fall da. (An)
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B Entwicklung der Landerhaushalte bis Juli 2017

Lander schwimmen im Geld Die Entwicklung der Landerhaushalte stellt sich auch Ende Juli weiter-
hin deutlich giinstiger dar als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Die
Landergesamtheit weist Ende Juli einen Finanzierungsiiberschuss von
fast 8,4 Mrd. Euro aus - im Vorjahreszeitraum betrug der Finanzie-
rungsiiberschuss knapp 4 Mrd. Euro. Die Ausgaben der Lindergesamt-
heit stiegen im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 3,9 Prozent, wah-
rend die Einnahmen um 6,0 Prozent, die Steuereinnahmen um 5,2 Pro-
zent zunahmen.

Ausgabenzuwachs fast nur in den Die Flichenlander (West) haben in den ersten sieben Monaten 5,4

Fidchenldndern (West) Prozent mehr ausgegeben als im Vorjahreszeitraum. Schwerpunkt sind
hier die Zuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbande. Die Fla-
chenlander (Ost) hingegen liegen mit einem Zuwachs von 1,6 Prozent
bei den Ausgaben weiterhin weit unter dem Bundesdurchschnitt. Auch
die Stadtstaaten sind mit einem Plus von 2,7 Prozent bei den Ausgaben
zuriickhaltend. Bei ihnen entfallt der GroBteil auf Sachinvestitionen
(+32,8 Prozent). Hintergrund sind zu einem gewichtigen Teil die Mehr-
aufwendungen fiir die Aufnahme und Integration von Fliichtlingen
sowie mehr 6ffentliche Infrastrukturinvestitionen.

Fldchenldnder (West) haben ihren Der Uberschuss der Flachenldnder (West) betrigt Ende Juli 2017

Finanzierungstberschuss fast verdoppelt 4,4 Mrd. Euro. Im Vorjahr waren es zu diesem Zeitpunkt knapp 2,6 Mrd.
Euro. Die Bereinigten Ausgaben der Flichenladnder (West) liegen mit
einem Zuwachs von 3,9 Prozent zum Vorjahreszeitraum deutlich unter
dem Anstieg der Bereinigten Einnahmen in Hohe von 6 Prozent im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum. Die ,Zahlungen an Verwaltungen”
steigen starker, beim laufenden Sachaufwand und bei den Zinsen ge-
hen die Ausgaben zurlick.

Finanzierungssalden der Lander in Mio. Euro
Januar bis Juli 2017; Werte in Mio. Euro

9000
8000
7000
6000
5000
4000
3000
2000 l
1000
0 - ‘ 1 .
Lander gesamt Flachenlander Flachenlander Stadtstaaten
(West) (Ost)
| m Jan-Jul 2016 Jan-Jul 2017

Quelle: BMF, Entwicklung der Landerhaushalte bis Juli, Ausgabe August 2016 und August 2017
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Steuereinnahmen sehr unterschiedlich
verteilt

Bei den Steuereinnahmen bleiben die Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Landern sehr groB. Der Zuwachs bewegt sich zwischen mehr als
12 Prozent in Brandenburg und nur 0,9 Prozent in Berlin.

Zuwachs | Zuwachs | Zuwachs | Entwick- | Entwick-
der der Be- | der Be- lung des lung des
Steuer- | reinig- | reinigten | Uber- Defizits
einnah- | ten Ein- | Ausgaben | schusses
men nahmen | Jan-Jul
Jan-Jul | Jan-Jul | 2017 im
2017 im | 2017 im | Vgl. zum
Vgl. zum | Vgl. zum | Vj. In %
Viin% | V. In %
BW | +3,7 +3,9 +2,2 -
BY | +28 +7,4 +3,0 Erhéhung
BB | +124 |+102 |+26 Erhéhung
HE | +18 +2,8 +6,4 Minderung
MV | +11.8 |-03 -1,9 Erhéhung
NI | +23 +38 +4.9 Minderung
NW | +7.8 +8,9 +10,0 Erhéhung |
RP [ +117 [ +126 |+60 Erhdhung
SL | +94 111 | +36 Minderung |
SN | +59 +6,8 +32 Erhéhung
ST | +86 +43 +2,7 Erhéhung
SH +7,8 +9,0 +4,1 -
TH | +65 +5,6 -0,5 Erhéhung
BE | +09 +7,1 +3,7 Erhdhung
HB | +8.6 +9,3 +19 Erhéhung
HH | +63 +7,2 +0,4 Erhdhung

Quelle: BMF, Entwicklung der Landerhaushalte bis Juli 2017

Aktuell weisen nur noch Nordrhein-Westfalen und das Saarland ein
laufendes Finanzierungsdefizit aus. Besonders kraftig im Vergleich zum
Haushaltsvolumen fallen die laufenden Uberschiisse in den Fldchenlin-
dern (Ost) aus. Aber auch Bayern und Hamburg werden immer finanz-
kraftiger.
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Steuereinnahmen der Gesamtheit der
Kommunen steigen

Standortunterschiede verschdrfen sich

11.09.2017

Finanzierungssaldo pro Kopf
Stand Saldo: Ende Jul 2017; Stand Einwohner: 31.12.2015; Werte in Euro

Quelle: BMF, Entwicklung der Léanderhaushalte bis Juli, Ausgabe August 2017

Fazit: Die Bundesbank erwartet in ihrer aktuellen Einschdtzung, dass fiir
die kommenden Jahre ohne grundlegende Politikiinderungen und auf
Basis der Steuerschdtzung von Mai 2017 fiir die Ldndergesamtheit von
Uberschiissen auszugehen ist. Ab dem Jahr 2020 profitieren die Lander
dann noch von zusdtzlichen Bundesmitteln im Rahmen der reformierten
Bund-Ldnder-Finanzbeziehungen. Angesichts dieser glinstigen Aus-
gangslage sind die Linder gefordert, mehr zu investieren. Denn aus Sicht
der Wirtschaft sollten regionale Standortbedingungen fiir Unternehmen
und Beschdiftigte stetig modernisiert werden. (An)

B Ergebnisse der DIHK-Hebesatzumfrage 2017

Seit 2014 flihrt die positive wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland
zu vollen Steuerkassen von Bund, Ladndern und Gemeinden. Die staatli-
chen Einnahmen erreichen nach der Prognose der Steuerschatzer in
diesem Jahr insgesamt gut 732 Mrd. Euro. Auf die Gemeinden entfallen
davon fast 104 Mrd. Euro, das ist ein Anstieg von nochmals 5 Prozent
zum Vorjahr. 2016 waren die Steuereinnahmen der Gemeinden sogar
um 6,5 Prozent gegeniiber 2015 gestiegen.

Trotzdem wurden auch in diesem Jahr die kommunalen Hebesétze der
Gewerbesteuer und der Grundsteuer B - die beiden fiir die gewerbli-
chen Unternehmen relevanten kommunalen Steuern - in vielen Regio-
nen angehoben. Dies geschah teilweise sogar kraftig. Die insgesamt
deutlich verbesserte finanzielle Lage der Gesamtheit der Gemeinden
hat offensichtlich nicht verhindert, dass viele Kommunen weiter an der
Steuerschraube drehen - oder drehen missen, wenn sie sich in Verfah-
ren der kommunalen Haushaltssanierung oder Stiitzungsprogrammen
der Bundesldnder befinden. Mit den hoheren Hebesdtzen setzt sich die
Verteuerung vieler deutscher Wirtschaftsstandorte fort. Bedenklich ist
dabei vor allem, dass die Standortunterschiede sich verscharfen: Die
Gemeinden im Siiden bleiben vergleichsweise giinstig, wahrend viele
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Regionen vor allem in Nordrhein-Westfalen immer haufiger zu den
Spitzenreitern bei der kommunalen Steuerbelastung gehdren.

Im Bundesdurchschnitt steigt der Gewerbesteuerhebesatz fiir die 692
Gemeinden ab 20.000 Einwohnern von 433 Prozent (2016) auf 435
Prozent. Innerhalb der letzten fiinf Jahre betragt der Anstieg neun
Prozentpunkte. In diesem Jahr hat fast ein Achtel der Gemeinden ihren
Gewerbesteuerhebesatz nach oben geschraubt. Das sind immerhin
weniger als in den Vorjahren. Im Einzelfall sind die Steigerungen jedoch
sehr deutlich. Bei 67 der insgesamt 82 Gemeinden, die ihren Hebesatz
erhéht haben, betrug der Anstieg zehn Prozentpunkte und mehr. Nur
drei Gemeinden haben den Hebesatz gesenkt: Suhl, WilheImshaven und
Monheim am Rhein.

Gewerbesteuerhebesatz - Bundesdurch-
schnitt steigt auf 435 Prozent

Die Unterschiede beim Gewerbesteuerhebesatz sind auch 2017 noch
groBer geworden. Der regionale Schwerpunkt der Hochsteuerkommu-
nen liegt weiterhin im Westen: Die ,TOP-30" der Gemeinden beim
Gewerbesteuerhebesatz liegen allesamt in Nordrhein-Westfalen und
werden angefiihrt von Oberhausen (550 Prozent) sowie Herdecke und
Erftstadt (jeweils 535 Prozent), dicht gefolgt von Marl (530 Prozent)
und Miilheim an der Ruhr (525 Prozent). Die gr6Bte Erhdhung hat es
2017 in Pulheim in Nordrhein-Westfalen gegeben - hier stieg der Ge-
werbesteuerhebesatz um 55 Prozentpunkte an.

Teurer als andere - Nordrhein-Westfalen

BW 390
BB 384

Stdrkster Anstieq in Schleswig-Holstein ~ Im Durchschnitt der Bundeslénder hat dieses Jahr Schleswig-Holstein
den hdchsten Anstieg des durchschnittlichen gewogenen Hebesatzes
der Gewerbesteuer mit 7 Prozentpunkten zu verzeichnen. Starker als in
vergangenen Jahren fallt auch der Anstieg in Baden-Wiirttemberg und
in Hessen mit jeweils 3 Prozentpunkten Zuwachs aus. Ursachlich dafiir
ist vor allem eine Hebesatzdynamik bei den mittelgroBen Stadten zwi-
schen 20.000 und 50.000 Einwohnern. In den GroBstadten ab 500.000
Einwohnern hat sich wie in den Vorjahren nichts gedndert.
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Grundsteuer B - Hebesatz - Bundes-
durchschnitt steigt auf 534 Prozent

11.09.2017

Anderung der Gewerbesteuer in Prozentpunkten im Vergleich zu 2016

BUND 2

3
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Die niedrigsten Hebesdtze erheben Gemeinden in unmittelbarer Nach-
barschaft wirtschaftlich starker GroBstadte: Monheim in Nordrhein-
Westfalen (260 Prozent) und Unterhaching in Bayern (295 Prozent).
Monheim hat wie in den Vorjahren auch 2017 den Hebesatz um

5 Prozentpunkte gesenkt.

Auch die Hebesatze der fiir Unternehmen relevanten Grundsteuer B
steigen in den Gemeinden ab 20.000 Einwohnern [s. 0.] weiter - in
diesem Jahr im Bundesdurchschnitt um 6 Prozentpunkte auf nunmehr
534 Prozent. Verantwortlich hierfiir sind vor allem Kommunen in Hes-
sen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen. In
den letzten fiinf Jahren ist der Bundesdurchschnitt um 36 Prozent-
punkte gestiegen. In diesem Jahr nahm allein in 17 Kommunen der
Hebesatz jeweils um 30 Prozentpunkte zu, in neun Gemeinden um

50 Prozentpunkte und in sechs Gemeinden sogar um 100 Prozentpunk-
te. Absoluter Spitzenwert ist die Erhdhung um 295 Prozentpunkte in
Kamp-Lintfort (Nordrhein-Westfalen). Biberach an der Ri (Baden-
Wiirttemberg), Suhl (Thiiringen) sowie Ahlen und Borken (Nordrhein-
Westfalen) haben ihren Grundsteuer B-Hebesatz gesenkt.
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Starke Anstiege auch in Schleswig- Besonders stark sind die Grundsteuer B-Hebesitze in diesem Jahr im
Holstein und Hessen Durchschnitt in Schleswig-Holstein, Hessen, Nordrhein-Westfalen und

Brandenburg gestiegen. Wahrend jedoch Schleswig-Holstein mit einer
Zunahme von 18 Prozentpunkten auf 461 Prozent immer noch weit
unter dem Bundesdurchschnitt von 534 Prozent liegt, ist Nordrhein-
Westfalen mit der abermaligen Zunahme des durchschnittlichen gewo-
genen Hebesatzes um 8 auf 581 Prozent unter den Flachenldndern
einsame Spitze. Die regionale Wettbewerbsfahigkeit leidet, wenn die
Unternehmen in den Nachbarlandern mit einem gewogenen Durch-
schnitt von 431 Prozent in Rheinland-Pfalz und 502 Prozent in Hessen
bei vergleichbarer oder sogar besserer wirtschaftsnaher Infrastruktur
operieren kdnnen.

Anderung der Grundsteuer B in Prozentpunkten im Vergleich zu 2016

BUND 6
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Mittlerweile haben zwdlf Stadte mit mehr als 20.000 Einwohnern einen
Grundsteuer B-Hebesatz von 800 Prozent und dariiber, u. a. sind dies
Hattingen (875 Prozent), Duisburg (855 Prozent), Overath (850 Prozent)
und Castrop-Rauxel (825 Prozent). Aktuell fiihrt die Stadt Witten in
Nordrhein-Westfalen die Liste mit einem Hebesatz von 910 Prozent an.
Den niedrigsten Hebesatz weist seit Jahren Ingelheim mit 80 Prozent
aus.

Schon zwdlf Stidte mit iiber 800 Pro-
zent

Bereits ein Fiinftel der Gemeinden liegt mit dem Grundsteuer B-
Hebesatz oberhalb des Bundesdurchschnitts, darunter die meisten in
Nordrhein-Westfalen. Einzig die Gemeinden in Rheinland-Pfalz und in
Sachsen-Anhalt liegen allesamt unter 534 Prozent.

Gewerbesteuereinnahmen sind 2016 In nahezu allen Gemeinden sind auch 2016 die Steuereinnahmen auf-

um fast 10 Prozent gestiegen grund des robusten Wirtschaftswachstums deutlich gestiegen. Auf
Landerebene realisierten die Gemeinden jeweils ein Wachstum ober-
halb von 5 Prozent zum Vorjahr. Allein im Saarland und in Rheinland-
Pfalz fiel das Wachstum geringer aus. Bei der isolierten Betrachtung
der Gewerbesteuer fallt das starke Wachstum noch mehr ins Auge. Von
2015 auf 2016 sind die Gewerbesteuereinahmen der Gemeinden (net-
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to) um 9,8 Prozent gestiegen. Nach den aktuellen Schatzungen wird
sich dies auch 2017 fortsetzen.

Motive fiir ErhGhungen sind unter- Trotzdem erhdhen viele Kommunen die Hebesatze bei den Realsteuern.

schiedlich Die Motive sind sehr unterschiedlich. Zum Teil sind die Erhdhungen Teil
einer Sanierungsvereinbarung im Zusammenhang mit Unterstiitzungs-
leistungen des jeweiligen Landes zur Konsolidierung der Haushalte.
Teilweise beruhen vor allem plétzliche Erhéhungen auf Fehlkalkulatio-
nen in der Haushaltsaufstellung bzw. der Abhangigkeit von wenigen
groBen Gewerbesteuerzahlern. Zum Teil liegen den Erhéhungsrunden
auch steigende fiktive Hebesatze der Lander zugrunde, auf deren Basis
die Schliisselzuweisungen fiir die Gemeinden berechnet werden. Kurz-
fristig kann diese Politik die kommunalen Haushalte besser aussehen
lassen, auf langere Sicht drohen aber ernste Nachteile im Standort-
wettbewerb. Denn die Hohe der steuerlichen Belastung ist fiir Unter-
nehmen haufig ein entscheidendes Kriterium bei der Standortwahl.

Spreizung innerhalb Deutschlands Fiir Gemeinden mit einem sehr hohen Gewerbesteuerhebesatz ist es

nimmt zu schwierig, sich im interregionalen, aber auch internationalen Stand-
ortwettbewerb zu behaupten. Zu hohe Belastungen werden von den
Betrieben zunehmend nicht mehr als angemessenes Aquivalent fiir
kommunale (Infrastruktur-)Leistungen akzeptiert und widersprechen
deshalb dem Charakter der Realsteuern. Oftmals sind es die ohnehin
bereits strukturell finanzschwachen Kommunen, die Betriebe mit hohen
Hebesdtzen belasten. Das liberwiegend moderate Niveau der Hebesatze
der Gemeinden in Baden-Wiirttemberg und Bayern verstarkt auf der
anderen Seite die ohnehin bereits glinstigen Standortfaktoren in Siid-
deutschland. Nur einzelne Kommunen, wie Monheim in Nordrhein-
Westfalen, setzen konsequent auf niedrige Hebesétze und versuchen so
- durchaus mit Erfolg - Neuansiedlungen von Unternehmen zu errei-
chen und auf diesem Weg die Steuereinnahmen der Gemeinde zu erho-
hen.

Das Beispiel einer mittelstdndischen Kapitalgesellschaft macht die
erheblichen Belastungsunterschiede zwischen Kommunen deutlich.
Eine mittelstandische Kapitalgesellschaft mit einem Jahresgewinn von
2 Mio. Euro (und etwa 200 Mitarbeitern) muss in Oberhausen in Nord-
rhein-Westfalen Giber 200.000 Euro mehr an Gewerbesteuer zahlen als
im nicht weit entfernten Monheim. 2015 hatte der Abstand zwischen
diesen beiden Kommunen noch 155.600 Euro betragen. Hat die von
diesem Unternehmen genutzte Gewerbeimmobilie einen Einheitswert
von 1,5 Mio. Euro, so muss sie in Oberhausen auBerdem noch fast
15.000 Euro mehr Grundsteuer B zahlen als in Monheim - macht zu-
sammen eine hdhere Steuerbelastung von fast 216.000 Euro pro Jahr.
Deutlich fallt die Mehrbelastung auch im Landervergleich aus: Der
Mittelstandler zahlt in Nordrhein-Westfalen durchschnittlich gut
64.000 Euro pro Jahr mehr an Gewerbe- und Grundsteuer als sein Pen-
dant in Baden-Wiirttemberg.

Mehrbelastungen sind bereits fiir
Mittelstindler hoch
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Fazit: Damit vor allem die finanzschwachen Kommunen nicht in einen
Teufelskreis aus Hebesatzerhéhungen und stetem Verlust an Standort-
attraktivitit geraten, sind Bund und Linder in der Verantwortung, mehr
als bisher ihrer Aufgabe einer auskémmlichen Finanzausstattung der
Kommunen nachzukommen. Ansdtze dazu gibt es. Bei den kommunalen
Ausgaben fiir die Aufnahme und die Integration von Fliichtlingen haben
die Ldnder die Mittel des Bundes dorthin geleitet, wo sie gebraucht wer-
den und vor Ort die Arbeit getan wird. Der Bund will die Gemeinden
weiter entlasten. Der Kommunalinvestitionsférderfonds ist seit diesem
Jahr mit 7 Mrd. Euro ausgestattet. Nun kénnen z. B. auch Investitionen
in die schulische Infrastruktur vom Bund bezahlt werden. Im Zeitraum
von 2014 bis 2017 wird er fiir Gemeinden (und Ldnder) Ausgaben im
sozialen Bereich von iiber 70 Mrd. Euro iibernehmen. (An)

Internationales Steuerrecht

B Steuerliche EU-Gesetzgebungsvorhaben: Was
wird wahrend der estnischen Ratsprasidentschaft
vorgestellt bzw. beraten?

In den verbleibenden Monaten der estnischen Ratsprasidentschaft
werden zahlreiche steuerliche Gesetzgebungsvorschldge im Rat und im
Parlament beraten werden. Zusatzlich hat die EU-Kommission ange-
kiindigt, weitere Vorschldge - vor allem im Mehrwertsteuerbereich -
vorstellen zu wollen.

Direkte Steuern - bereits anberaten Bereits beraten werden zwei Richtlinien-Vorschldge fiir eine einheitli-
che Korperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB). Hierzu kénnen
noch bis zum 25. respektive 26. September 2017 Anderungsantrige im
zustandigen ECON-Ausschuss gestellt werden. Der DIHK begleitet das
Verfahren positiv und unterstiitzt die Vereinheitlichungsbemiihungen
als Element zur Férderung des grenziiberschreitenden Wirtschaftens in
der EU, vor allem fiir KMU - mit Ausnahme der Steuersatze. Da die
digitale Wirtschaft einer der Schwerpunkte der Esten werden soll,
kénnten sie Bestrebungen im EP, kiinftig mit der Besteuerung eines
Unternehmens auch an seine ,digitale Prasenz" anzukniipfen, mit eige-
nem Vorschlag unterstiitzen. AuBerdem wird das Gesetzgebungsverfah-
ren fiir die ,Anzeigepflicht von Steuergestaltungen” starten, welches
die Kommission kurz vor der Sommerpause mit einem Vorschlag vorbe-
reitet hat. Im Rat richtig festgefahren zu sein scheint die Pflicht fiir
Unternehmen einer gewissen GréBe, auch steuerliche Angaben in ei-
nem landerspezifischen Bericht zu verdffentlichen. Hier ist die von der
Kommission gewahlte (nicht-steuerrechtliche) Rechtsgrundlage zwi-
schen den Staaten stark umstritten. Allerdings gibt es auch keine ein-
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heitliche Meinung iiber die Wahl einer anderen.

Es bestehen gewisse Chancen auf Einigung der ECON-Ausschuss-
mitglieder auf zwei Richtlinien-Vorschlage zur Mehrwertsteuer gleich
in der ersten StraBburg-Woche. Diese betreffen zum einen die zentrale
Abwicklung der Mehrwertsteuerpflichten beim E-Commerce bei einer
einheitlichen Anlaufstelle im Heimat-Mitgliedstaat. Zum anderen geht
es um eine bessere Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten im Mehrwert-
steuer-Verfahren, um bislang bestehende Betrugsmdglichkeiten zu
reduzieren. Im Rahmen des erstgenannten Dossiers sind neue Haf-
tungstatbestande fiir die Betreiber von Online-Plattformen im Ge-
sprach, die fiir die Betroffenen nicht unproblematisch sind.

Indirekte Steuern - Beratungen bereits
begonnen

Wenn die EU-Kommission sich beeilt, kommen bis zum Jahresende
noch drei weitere VAT-Vorschlage, die alle durch &ffentliche Konsulta-
tionen vorbereitet worden sind: einer zu den ermaBigten Mehrwert-
steuer-Satzen, einer zu einem endgiiltigen Mehrwertsteuer-System
(Ubergang vom Ursprungs- zum Bestimmungsland-Prinzip hinsichtlich
der Frage, welches Recht beim grenziiberschreitenden Warenhandel
gelten soll) und schlieBlich ein dritter mit weitreichenden Vereinfa-
chungs-Vorschldgen fiir KMU in Bezug auf die Bewaltigung ihrer
mehrwertsteuerlichen Verfahrenspflichten.

Was in 2017 noch kommen wird bzw.
kann

Einschétzung: Einige der oben genannten Vorschlige haben das Poten-
zial, die grenziiberschreitenden Aktivitdten der Unternehmen zu beflii-
geln (GKKB, MwSt-Vereinfachungspaket fiir KMU etc.). Ausgeschopft
werden kann es allerdings nur, wenn in den Beratungen vom Vereinfa-
chungsansatz der Kommission nicht zu weit abgewichen wird. Mit Blick
auf die Position von EU-Unternehmen im internationalen Wettbewerb
wdre das sehr zu wiinschen. (Wei)

B Zum Abschluss des WeiBbuchprozesses der EU-
Kommission: Die Zukunft der EU-Finanzierung

In ihrem letzten von flinf Reflexionspapieren, vorgestellt am 28. Juni
2017, hat die EU-Kommission ihre Sicht auf die Finanzierung der Union
unter gednderten Voraussetzungen dargelegt. Also, was dndert der
Brexit an der finanziellen Ausstattung und welche Schlussfolgerungen
sind daraus zu ziehen? Mit dem Ausscheiden des Vereinigten Kdnig-
reichs im Jahr 2019 werden im 145 Mrd. Euro umfassenden Budget
(2015) 10 Mrd. Euro fehlen. AuBerdem kommen durch die gednderte
weltpolitische Lage - Biirgerkrieg und Migrationsstrome - neue Aufga-
ben auf die Europdische Union zu: Schutz der EU-AuBengrenzen, Pro-
fessionalisierung der EU-Migrationspolitik, Erhdhung der inneren und
duBeren Sicherheit.
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Fragwiirdige Schwerpunktsetzung im Die genannten Anforderungen stoBen auf eine irritierende haushalts-
EU-Haushalt politische Schwerpunktsetzung der Union, die nur mit der allmihlichen

Fortschreibung ihrer Losungen auf langst vergangene Herausforderun-
gen erklarbar ist: Die groBten Teile ihres Budgets entfallen auf den
Agrarbereich (39 Prozent) und die Kohasionspolitik (34 Prozent). Ein
deutlich geringerer Teil (13 Prozent) ist fiir die Programme zur Steige-
rung der ,Wettbewerbsfahigkeit fiir Wachstum und Beschaftigung"

vorgesehen.
Europdischer Mehrwert entscheidend Aus Sicht des DIHK und der IHK-Organisation miissen die bereits be-
fiir Finanzierungsentscheidungen gonnenen Umschichtungen zugunsten der wachstumsrelevanten Auf-

gaben konsequent fortgesetzt werden. Investitionsvorhaben, die 6ffent-
liche Gliter von europdischer Dimension schaffen, die GroBenvorteile
nutzen und Breitenwirkungen erzielen, sollten bei Finanzierungsent-
scheidungen stets Vorfahrt haben. Aus diesem Grund sollten z. B. die
Ausgaben fiir das KMU-Férderprogramm COSME noch erhoht werden,
denn es hat sich bewahrt. So erklarten im Jahr 2014 61 Prozent der
Jung-Unternehmer, die ,Erasmus for Young Entrepreneurs” als Teil
dieses Programms absolviert hatten, dass sie den Umsatz aufgrund
ihrer Teilnahme steigern konnten.

Fazit: Der Brexit erzeugt einen spiirbaren Druck, bei den Beratungen des
ndchsten Mehrjéhrigen Finanzrahmens im kommenden Jahr echte Fort-
schritte bei Einsparungen und Umschichtungen zu erzielen. Weil die
groBe Mehrheit der EU-Finanzen aus den nationalen Haushalten
stammt (im Jahr 2070 waren es 71 Prozent), die in den Mitgliedstaaten
liber Steuereinnahmen finanziert werden, konnten Unternehmen und
andere Steuerzahler hierzulande in der ndchsten Finanzperiode noch
stdrker belastet werden. (Wei)
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Veranstaltungshinweis

W ifst-Kolloquium am 28. September 2017 in Kdln

Das neue Erbschaftsteuerrecht: Anwendungsfragen, Wirkungen und
Korrekturbedarf

Nach der schwierigen und langwierigen Einigung zur Erbschaftsteuer-
reform 2016 verdffentlichte die Finanzverwaltung ohne vorherige Ver-
bandsanh&rung noch vor der diesjahrigen Sommerpause koordinierte
Erlasse zur Anwendung des neuen Erbschaftsteuerrechts. Die knapp 90-
seitigen Erlasse wurden von Bayern inhaltlich nicht mitgetragen, so-
dass die Erlasse nicht bundesweit Bindungswirkung entfalten.

Die koordinierten Erlasse bringen der Praxis nun schon relativ kurze
Zeit nach Inkrafttreten des neuen Rechts Erkenntnis zu dessen Anwen-
dung und Auslegung durch die Finanzverwaltung. Dennoch bleiben
weiter auch elementare Fragen zur Anwendung des neuen Verscho-
nungsregimes fiir Betriebsvermdgen offen. Inwieweit die Verwaltungs-
erlasse einer Korrektur und Erganzung bediirfen oder auch in der neuen
Legislaturperiode der Gesetzgeber zur Nachbesserung aufgerufen ist,
ist Thema eines Kolloquiums des Instituts Finanzen und Steuern am

28. September in Kdln.

Weitere Informationen finden Sie hier. Um zeitnahe Anmeldung,
spatestens bis 20. September 2017, wird gebeten: per E-Mail an
office@ifst.de oder telefonisch unter 030 / 2028 1475.

Die Veranstaltung ist kostenfrei.


file://///10.194.15.230/ELO/DIHK/B08/5%20Öffentlichkeitsarbeit/Steuerinfo/2017/Beiträge/09%20September%202017/ifst_Kolloquium_September%202017.pdf
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Rezensionen
B Die moderne Betriebspriifung
_ - Verfahrensrecht - Digitale Betriebspriifung einschl. GoBD - Summari-
e sche Risikopriifung (SRP)/Neue Priiftechniken - Risikomanagement -

Neuregelungen zum Manipulationsschutz bei Kassensystemen

Von Regierungsoberrat Dipl.-Finanzwirt Georg Harle und Regierungs-
oberrat Dipl.-Finanzwirt Uwe Olles

3. Auflage 2017, 425 S., Broschur, 59,90 Euro
ISBN 978-3-482-64973-8
Verlag Neue Wirtschafts-Briefe, Herne

Antworten auf alle wichtigen Fragen rund um die Betriebspriifung

In der modernen Betriebspriifung sind heute effektiver Personaleinsatz,
Risikomanagement, Einsatz der modernsten EDV-Techniken sowie Ein-
sparung unproduktiver Kosten gefordert. Am Beispiel des Ablaufs einer
Priifung unter genau diesen Aspekten zeigen die Autoren auf, wie eine
.moderne Betriebsprifung” optimal vorbereitet und gestaltet werden
kann. Zahlreiche Beispiele helfen dabei, die ndtigen Unterlagen fiir die
Priifung auf- und vorzubereiten.

Der Teil ,digitale Betriebspriifung” erldutert, welche Daten fiir die Be-
triebspriifung relevant sind und wie diese bereitgestellt werden ms-
sen. Aufgezeigt werden zudem die bevorzugten Priifungsfelder der
Finanzverwaltung. Die dabei eingesetzten neuen Methoden, wie z. B.
graphischer Reihenvergleich, Strukturanalyse, Chi-Quadrat-Test oder
Benford's Law werden anhand von Beispielen praxisnah erldutert. Ab-
schlieBend werden die notwendigen MaBnahmen zur Nachbereitung
der Betriebspriifung dargestellt.

Die aktualisierte Neuauflage befasst sich u.a. ausfiihrlich mit der ge-
setzlichen Neuregelung zum Manipulationsschutz bei Kassensystemen
und erldutert insbesondere die neueren Grundsatzentscheidungen des
BFH zum Zeitreihenvergleich, zu den Einzelaufzeichnungen und den
Datenschutzaspekten im Rahmen des Datenzugriffs sowie eine Ab-
handlung (iber die in den meisten Bundesldandern im Rahmen von Be-
triebspriifungen eingesetzte summarische Risikopriifung.

Die Online-Version ist inklusive! Ein Freischaltcode ist im Buch enthal-
ten.
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Bl Betriebswirtschaftliche Steuerlehre

Band 1: Grundlagen der Besteuerung, Ertragsteuern
Von Prof. Dr. Dieter Schneeloch, StB, Prof. Dr. Stephan Meyering und
Prof. Dr. habil. Guido Patek, StB

7., vollstandig Uberarbeitete Auflage 2016, 253 S. mit Abbildungen
Softcover, 24,90 Euro

ISBN 978-3-8006-5275-4; Verlag Franz Vahlen, Miinchen

Das neue Werk basiert auf dem in der 6. Auflage erschienen, von Dieter
Schneeloch verfassten Werk "Betriebswirtschaftliche Steuerlehre,

Band 1: Besteuerung". Aufbauend auf der bewahrten Grundstruktur
fokussiert und vertieft die Neuauflage die Inhalte:

Der Grundlagenteil gibt einen prignanten Uberblick iiber das deutsche
Steuersystem und vermittelt elementare Kenntnisse zu den Steuer-
rechtsquellen, zur Methodik der Steuerrechtsauslegung sowie zur
Durchfiihrung der Besteuerung.

Der Hauptteil beschreibt die Rechtsvorschriften zur Einkommen- und
Kdrperschaftsteuer, inkl. ihrer Zuschlagsteuern, sowie die Gewerbe-
steuer.

Viele Praxisbeispiele, Wiederholungsfragen, Ubungsaufgaben und an-
schauliche Abbildungen erleichtern das Verstandnis.

Band 2: Steuerliche Gewinnermittlung
Von Prof. Dr. Dieter Schneeloch, StB, Prof. Dr. Stephan Meyering und
Prof. Dr. habil. Guido Patek, StB

i . e . . .

8 oo 7., vollstandig liberarbeitete Auflage 2017, 236 S. mit Abbildungen,

Betriebswirtschaftiche

Steuerihre Softcover, 24,90 Euro
ISBN 978-3-8006-5272-6; Verlag Franz Vahlen, Miinchen

Das neue Werk basiert auf dem in der 6. Auflage erschienen, von Dieter
Schneeloch verfassten Werkes. Die Neukonzeption vertieft und erwei-
tert die in der Vorauflage enthaltenen Ausfiihrungen zum Thema
"Steuerbilanzen". Unter dem allgemeiner gefassten Titel "Steuerliche
Gewinnermittlung" fokussiert dieses Lehrbuch die Inhalte:

—  Grundlagen und Arten der steuerlichen Gewinnermittiung
—  Grundsatze der Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich
—  Grundziige der Bilanzierung und Bewertung

—  Verstrickung und Entstrickung, Bilanzberichtigung und Bilanzén-
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derung

—  Steuerbilanzielle Besonderheiten bei Personen- und Kapitalgesell-
schaften

—  Besteuerung von Renten und Raten im betrieblichen Bereich

—  Einnahmen-Uberschussrechnung und Wechsel der Gewinnermitt-
lungsart

Der inhaltliche Schwerpunkt liegt auf der steuerlichen Gewinnermitt-
lungsmethode des Bestandsvergleichs. Daneben werden die Charakte-
ristika und Besonderheiten der Einnahmen-Uberschussrechnung skiz-
ziert. Uber diese beiden elementaren Gewinnermittlungsmethoden
hinaus befasst sich das Lehrbuch mit einer Vielzahl von Besonderhei-
ten, die flir ein umfassendes Verstandnis der Materie von elementarer
Bedeutung sind. Fiir die gute Nachvollziehbarkeit sorgen viele Praxis-
beispiele, Ubungsaufgaben und anschauliche Abbildungen.

Band 3: Substanzsteuern, Verkehrssteuern, Besteue-

rungsverfahren
Von Prof. Dr. Dieter Schneeloch, StB, Prof. Dr. Stephan Meyering und
Prof. Dr. habil. Guido Patek, StB

7., vollstandig lberarbeitete Auflage 2017, 204 S. mit Abbildungen,
Softcover, 24,90 Euro

Betriebswirtschaftliche
: Steuerlehy

ISBN 978-3-8006-5474-1
Verlag Franz Vahlen, Miinchen

Das neue Werk basiert auf dem in der 6. Auflage erschienen, von Dieter
Schneeloch verfassten Werkes. Aufbauend auf der bewahrten Grund-
struktur fokussiert und vertieft die Neuauflage die Inhalte:

—  Substanzsteuern
—  Verkehrsteuern
—  Besteuerungsverfahren.

Der Teil "Substanzsteuern” erldutert die notwendigen Grundziige des
Bewertungsrechts und die derzeit in Deutschland erhobenen Substanz-
steuerarten, d. h. die Erbschaft- und Schenkungsteuer sowie die Grund-
steuer. Das Kapitel "Verkehrsteuern" thematisiert das System der inner-
halb der EU harmonisierten "Netto-Allphasen-Umsatzsteuer" und be-
schreibt die Grundziige der Grunderwerbsteuer. Im Teil "Besteuerungs-
verfahren" werden die in der AO kodifizierten formalen Regelungen zur
Steuerermittlung, -festsetzung, -erhebung und -korrektur erlautert.
Viele Praxisbeispiele, Ubungsaufgaben und anschauliche Abbildungen
ergdnzen die verbalen Ausfiihrungen und erleichtern deren Versténdnis.
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